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Umsetzung EU-Waffenrichtlinie: Stellung-
nahme des Regierungsrats 
 
Der Regierungsrat lehnt die vorgeschlagenen Änderungen des Waffengesetzes 
zur Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie 2017/853 ab. 
 
Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat den Kantonen eine Ände-
rung des Bundesgesetzes über Waffen, Waffenzubehör und Munition (Waffengesetz) 
zur Stellungnahme unterbreitet. Die Bestimmungen der geänderten EU-Waffenrichtli-
nie sollen ins schweizerische Recht umgesetzt werden. Insbesondere die Umkatego-
risierung von Feuerwaffen, die bisher als „genehmigungspflichtige“ Waffen eingeteilt 
waren und neu als „verbotene“ Waffen taxiert werden sollen, ruft Anpassungsbedarf 
im Waffengesetz hervor. Der Erwerb solch „verbotener“ Feuerwaffen soll nur noch in 
abschliessend erwähnten Fällen zulässig sein. Sportschützen sowie Sammler und 
Museen haben zusätzliche Voraussetzungen zu erfüllen. 
 
Die Auswirkungen der Vorlage auf die Kantone sind gross, da sie für die Umsetzung 
der neuen Gesetzesbestimmungen zuständig sind und durch die Anpassungen mit 
erheblich höherem administrativem Aufwand belastet werden. Die Umsetzung des 
vorliegenden Entwurfs würde für den Kanton Obwalden mindestens die Aufstockung 
des kantonalen Waffenbüros um ein volles Pensum bedingen. 
 
Die Schweiz verfügt mit dem gültigen Waffengesetz bereits über eine ausreichende 
Handhabe, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie zu erfüllen. In den Kantonen wurden 
die entsprechenden gesetzlichen Regelungen (Registrierung usw.) mit einem be-
trächtlichen Aufwand umgesetzt. So lassen sich heute die meisten Waffen identifizie-
ren und zurückverfolgen. 
 
Die vorgeschlagenen Änderungen des Waffengesetzes zur Umsetzung der EU-Waf-
fenrichtlinie 2017/853 sind somit nach Ansicht des Regierungsrats insgesamt nicht 
praxistauglich und dienen damit auch nicht der angestrebten höheren Sicherheit. Der 
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Regierungsrat lehnt die Änderungen in der vorgeschlagenen Form ab und beantragt 
dem Bund, die Vorlage nochmals zu überarbeiten. 
 
Stellungnahme des Regierungsrats: 
www.ow.ch → Direktzugriff → Stellungnahmen → Genehmigung und Umsetzung des 
Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EG betreffend die Übernahme der 
Richtlinie (EU) 2017/853 zur Änderung der EU-Waffenrichtlinie 
 
Kontakt/Rückfragen: Donnerstag, 14. Dezember 2017, 11.00 bis 12.00 Uhr 
Regierungsrat Christoph Amstad, Vorsteher Sicherheits- und Justizdepartement, 
Telefon 041 666 62 19 


